Lesefassung - Stand 01.04.2020

Gebührensatzung
zur Satzung der Stadt Borken (Hessen) über die Benutzung der Kindertageseinrichtungen (Kinderkrippe, Kindergarten, 
Kindertagesstätte) der Stadt Borken (Hessen)

Auf Grund der §§ 5, 20, 51 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO)  i. d. F. der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.12.2011 (GVBl. I. S. 786), der §§ 1, 2, 3 und 10 des Hessischen Gesetzes über kommunale Abgaben (Hess. KAG) vom 17. März 1970 (GVBl. I S. 225), zuletzt geändert durch Artikel 7b des Gesetzes zur Änderung der Hessischen Gemeindeordnung und anderer Gesetze vom 31.01.2005 (GVBl. I S. 54), des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuches vom 18.12.2006 (GVBl. I S. 698) geändert am 16.12.2011 (GVBl. I S. 820), der Verordnung zur Landesförderung für Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege vom 02.01.2007 (GVBl. I S. 3), geändert durch Verordnung vom 17.12.2007 (GVBl. I S. 942) und durch Art. 4 der achten Verordnung zur Verlängerung der Geltungsdauer und Änderung befristeter Vorschriften vom 07.11.2011 (GVBl. I S. 702) und § 90 des achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) in der Bekanntmachung vom 14.12.2006 (BGBl. I S. 3134) zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.12.2008 (BGBl. I S. 2403) sowie des Hessischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes in der Fassung vom 12.12.2008 (GVBl. I 2009 S. 2) zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 29.11.2010 (GVBl. I S. 421, 425) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Borken (Hessen) in ihrer Sitzung am 20. September 2010, mit Beschluss der 1. Änderungssatzung am 18. Juni 2012, mit Beschluss der 2. Änderungssatzung am 12. Juni 2018 sowie mit Beschluss der 3. Änderungssatzung am 2. Juli 2020 nachstehende Gebührensatzung zur Satzung der Stadt Borken (Hessen) über die Benutzung der Kindertageseinrichtungen (Kinderkrippe, Kindergarten, Kindertagesstätte) der Stadt Borken (Hessen) beschlossen:

§ 1

Allgemeines

(1) Für die Benutzung der Kindertageseinrichtungen haben die gesetzlichen Vertreter der Kinder Benutzungsgebühren zu entrichten. Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner.

Die Gebühren gliedern sich in 
       
a) die Betreuungsgebühr und
       
b) das Verpflegungsentgelt


Leben Eltern, denen die elterliche Sorge gemeinsam zusteht, nicht nur vorübergehend getrennt, ist der Elternteil gebührenpflichtig, dem die elterliche Sorge vom Familiengericht ganz oder teilweise übertragen ist. Ist eine solche Entscheidung nicht erfolgt und besteht in diesen Fällen eine gemeinsame elterliche Sorge, ist der Elternteil gebührenpflichtig, der Kindergeld oder dem Kindergeld gleichstehende Leistungen nach dem Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 02.01.2002 (BGBl. I S. 6), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.12.2002 (BGBl. I. S. 4621) oder nach dem Einkommensteuergesetz in der Fassung vom 19.10.2002 (BGBl. I S. 4210, 2003 I S. 179), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 15.01.2003 (BGBl. I S. 58), erhält. Sobald dieser Elternteil nicht termingerecht zahlt, wird der andere Elternteil gebührenpflichtig.
(2) 
Die Betreuungsgebühr ist für den Besuch der Kindertageseinrichtung zu entrichten. 

(3) 
Die Betreuungsgebühr ist für einen vollen Monat zu entrichten.

(4) 
Das Verpflegungsentgelt wird für die Teilnahme am Mittagessen erhoben. 
(5) 
Die Teilnahme am Mittagessen ist bei Inanspruchnahme einer Ganztagsbetreuung verbindlich. 

(6) 
Die Teilnahme am Mittagessen im Rahmen der angebotenen verlängerten Betreuungszeiten bzw. der Ganztagsbetreuung ist durch die gesetzlichen Vertreter zu buchen.  

(7) 
Das Verpflegungsentgelt wird nach tatsächlicher Anwesenheit und Inanspruchnahme von den begünstigten Gebührenpflichtigen gesondert erhoben. 

§ 2

Betreuungsgebühr

(1)
Die Betreuungsgebühr beträgt monatlich

a) für unter Dreijährige in Ganztagseinrichtungen und Krippe

- 
in der Regelbetreuung - 08:00 bis 14:00 Uhr
= 
120,00 €

- 
für Zukaufstunden (07:00 bis 08:00; 14:00 bis 17:00 Uhr) 



je Stunde
=
20,00 €
Zukaufstunden sind für einzelne Wochentage möglich, müssen jedoch für mindestens einen vollen Monat gebucht werden. Die Abrechnung erfolgt entsprechend des gebuchten Anteils (1/5 - 5/5).

Ein Platzsharing ist grundsätzlich jeweils nur für ein komplettes Kindergartenjahr möglich. Minimal buchbar sind dabei 12 Stunden pro Woche und dabei mindestens sechs Stunden pro Tag. Die Abrechnung erfolgt entsprechend des gebuchten Anteils.

b)
für die Betreuung von Kindern im Alter von 3 Jahren bis zum Schuleintritt


- in der Regelbetreuung - 08:00 bis 12:00 Uhr = 80,00 €



- für Zukaufstunden (07:00 bis 08:00; 12:00 bis 17:00 Uhr) je Stunde = 16,00 €

Der Zukauf von Stunden ist für einzelne Wochentage möglich, muss jedoch für 
mindestens einen vollen Monat gebucht werden. Die Abrechnung erfolgt ent-
sprechend des gebuchten Anteils (1/5 - 5/5).

Der Zukauf von Stunden ist für einzelne Wochentage möglich, muss jedoch für mindestens einen vollen Monat gebucht werden. Die Abrechnung erfolgt entsprechend des gebuchten Anteils (1/5 - 5/5).
(2)
Besuchen gleichzeitig mehrere Geschwisterkinder eine kommunale Kinderkrippe, einen Kindergarten oder eine Kindertagesstätte in der Großgemeinde, so wird für das zweite Kind die Hälfte der gültigen Betreuungsgebühr erhoben. Jedes weitere Kind bleibt gebührenfrei.
(3)    Besuchen gleichzeitig mehrere Kinder im Alter vom vollendeten ersten bis zum 

        vollendeten dreizehnten Lebensjahr regelmäßig eine der folgenden Betreu-

        ungseinrichtungen in der Großgemeinde 

a)  nichtkommunale Krippe

b)  kostenpflichtiges Betreuungsangebot in der Grundschule

c)  regelmäßige Inanspruchnahme von Tagesmüttern 

jeweils mit mehr als 15 Wochenstunden, wird für diesen Zeitraum für das zweite Kind in einer städtischen Einrichtung maximal die Hälfte der gültigen Betreu-ungsgebühren erlassen, jedoch höchstens bis zum tatsächlichen Betreuungsentgelt der unter a) bis c) genannten Angebote. Jedes weitere Kind bleibt gebührenfrei. Die Teilnahme der Geschwisterkinder an nichtkommunalen Angeboten muss zu Beginn eines jeden Kindergartenjahres erneut schriftlich nachgewiesen werden.

(4) 

Soweit das Land Hessen der Stadt Borken (Hessen) jährliche Zuweisungen für die Freistellung von Teilnahme- und Kostenbeiträgen für die Förderung in Tageseinrichtungen für Kinder ab dem vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt gewährt, gilt für die Erhebung von Betreuungsgebühren Folgendes:

a)
Eine Betreuungsgebühr nach Abs. 1 Buchstabe b) für die Betreuung in einer Kindergartengruppe oder altersübergreifenden Gruppe wird nicht erhoben (§ 
25 Abs. 2 Nrn. 2 und 4 HKJGB) soweit ein Betreuungszeitraum im Umfang von bis zu sechs Stunden täglich gebucht wurde. 


b)
Eine Betreuungsgebühr nach Abs. 1 Buchstabe b) wird unter Berücksichtigung von Abs. 4 Buchstabe a) anteilig für die über sechs Stunden hinausgehende Betreuungszeit erhoben, soweit ein Betreuungszeitraum von mehr als sechs  Stunden täglich gebucht wurde.


c) 
Eine Betreuungsgebühr nach Abs. 1 Buchstabe b) vermindert sich für jeden vollen Monat um ein Zwölftel des im jeweiligen Kalenderjahr geltenden Zuweisungsbetrages nach § 32c Abs. 1 Satz 1 HKJGB, soweit ein Kind vorgenannter Altersgruppe in einer Krippengruppe nach § 25 Abs. 2 Nr. 1  HKJGB betreut wird. 

§ 3

Verpflegungsentgelt

Das Verpflegungsentgelt wird aufgrund der besonderen Buchung des Mittagsessen (Bestellung bzw. Abbestellung bis  jeweils zum Vortag) nach der tatsächlichen täglichen Anwesenheit und Inanspruchnahme festgesetzt und nachträglich am Ende des Monats abgerechnet. Die Festsetzung des verbindlichen Tagessatzes wird von der Stadtverwaltung vorgenommen; Veränderungen sind dem Magistrat zur Kenntnis zu geben. 

§ 4

Gebührenabwicklung

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Aufnahme und erlischt nur durch Abmeldung oder Ausschluss. Wird das Kind nicht abgemeldet, so ist die Gebühr auch dann zu zahlen, wenn das Kind der Kindertageseinrichtung fernbleibt. Bei einem Ausscheiden vor dem Monatsende ist die Gebühr bis zum Ende des Monats zu zahlen.

(2) Die Betreuungsgebühren sind grundsätzlich am 01. eines jeden Monats für den laufenden Monat, das Verpflegungsentgelt im Nachhinein an die Stadtkasse fällig. Der Magistrat bedient sich bei dem Einzug der Gebühren der elektronischen Datenverarbeitung. Der Einzug erfolgt im Wege des Bankabrufverfahrens. Ausnahmen sind nur in begründeten Fällen möglich. Die benötigten personenbezogenen Daten werden gespeichert. Rückbuchungsgebühren bei nicht ausreichender Deckung des Kontos gehen zu Lasten der Erziehungsberechtigten und werden Teil der Gesamtforderung. 

(3) Änderungen werden für den Folgemonat wirksam, wenn sie der Leitung der Kindertageseinrichtung oder der Stadtverwaltung bis zum 20. eines jeden Monats mitgeteilt werden. 

(4) Bei Abwesenheit des Kindes sind die Betreuungsgebühren weiter zu zahlen. Eine vorübergehende, gänzliche oder teilweise Schließung der Kindertageseinrichtung und das Ausscheiden von Kindergruppen vor dem Monatsende unter-brechen die Pflicht zur Zahlung der Betreuungsgebühren nicht. Dies gilt insbesondere im Falle der Ferien der Kindertageseinrichtung und bei Feiertagen.
(5) 
Bei einer durch höhere Gewalt, z. B. wegen einer Pandemie, verursachten längeren Schließung der Kinderbetreuungseinrichtung oder erheblichen Einschränkung des Betreuungsangebotes ist eine Reduzierung der Betreuungsgebühr möglich. 

a) Ist die Einrichtung aufgrund höherer Gewalt für mindestens einen vollen Kalendermonat geschlossen, bzw. für die Mehrzahl der Kinder nicht zugänglich, werden die gesetzlichen Vertreter für diese Zeit von den Betreuungsgebühren befreit. 

b) Ist der Besuch der Einrichtung aufgrund höherer Gewalt nur eingeschränkt möglich, wird die Betreuungsgebühr, abweichend von §§ 1 und 2 dieser Satzung, nur anteilig erhoben. Je vereinbarten Betreuungstag wird 1/20 (ein Zwanzigstel) der in § 2 festgesetzten Betreuungsgebühr erhoben. In diesem Fall wird die Betreuungsgebühr rückwirkend erhoben und wird zum Ersten des über​nächsten Monats, der auf den Betreuungsmonat folgt, fällig. 

(6) 
Über Stundungen entscheidet die Stadtverwaltung, über Niederschlagungen und Erlass der Magistrat.

§ 5

Gebührenübernahme

(1) 
In wirtschaftlichen oder erzieherischen Notfällen und in sonstigen begründeten Härtefällen kann die Betreuungsgebühr durch die Stadtverwaltung der tatsächlichen Anwesenheit angepasst werden. 

(2)  
In wirtschaftlichen und erzieherischen Notfällen kann die Übernahme der Benutzungsgebühren beim Kreisausschuss des Schwalm-Eder-Kreises beantragt werden.

§ 6

Verfahren bei Nichtzahlung

Rückständige Benutzungsgebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben. 
§ 7

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.04.2020 in Kraft. 
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